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Sehr geehrte Damen und Herren,

liebe Freunde,

„Spätes Erinnern“ ist kein Buch über die „Nazi-Zeit“, wie der Wittlicher Wochenspiegel in seiner Pressemitteilung für den heutigen Abend schreibt. Der Untertitel ist sehr bewusst gewählt, nämlich:  
„Ein Lesebuch zu Verfolgten und Opfern der NS-Diktatur aus Wittlich und Umgebung.“ Es geht also vor allem um Menschen, die in der NS-Diktatur verfolgt wurden und von denen rund 50 Einzelschicksale als biografische Portaits nachgezeichnet werden. 

Das Buch ist auch bewusst als „Lesebuch“ konzipiert – also kein wissenschaftliches Buch mit umfangreichem Anmerkungsapparat. Gleichwohl basieren die biografischen Portaits auf umfangreicher Archivarbeit und werden in ihren historischen Kontext gestellt und mit Hintergrundinformationen („Extras“) versehen. Vor allem bei der Portaits von Juden habe ich mich daran orientiert fortzuschreiben, was Maria Wein-Mehs in ihrer Monographie „Juden in Wittlich“ 1996 grundlegend erforscht hat. Dafür waren viele Kontakte zu Nachkommen zu unterhalten – so enthält das Buch auch Fotos, die zuvor noch nicht publiziert wurden.
Nicht alle, aber doch eine beachtliche Zahl dieser NS-Verfolgten wurde verfolgt und einige auch ermordet, weil sie von ihren Mitbürgern – nicht selten aus dem Nahbereich – angezeigt, d.h. denunziert worden waren. 
Daher möchte ich die Gelegenheit der Buchvorstellung nutzen, etwas zur Denunziation im „Dritten Reich“ und deren juristischer Ahndung nach 1945 zu sagen.

Einige Beispiele vorweg, ohne ins Detail zu gehen:

· Regina Hermkens, die Verlobte des jüdischen Anwalts Dr. Archenhold, saß wegen „Rassenschande“ 1935 im Gefängnis Trier, was damals beschönigend „Schutzhaft“ genannt wurde. Nach einem Besuch ihrer Tochter bekundete die Mutter,  die Witwe Hermkens, im Bahnabteil ihren Unmut und wurde prompt „wegen judenfreundlicher Bemerkungen“ von Mitfahrenden denunziert. Folge: Die Witwe Hermkens erhielt von der Staatsanwaltschaft Trier eine strenge Verwarnung. Im Sommer 1937 denunzierte sie in Wittlich ein Johann Sartoris bei der Gestapo Trier, bei dessen Schwiegereltern Frau Hermkens zur Miete wohnte. 

In der Anzeige heißt es: „Die Hermkens hat in Gesprächen die Juden als harmlose Menschen hingestellt und äußerst bedauert, dass diese Leute hier in Deutschland so viel zu leiden hätten. Es ist an der Zeit, dass ihrem Treiben Einhalt geboten wird, damit Partei und Staat geschützt werden.“ Und Peter Teusch aus Wittlich ergänzte: „Sie klagt dauernd, dass es den Juden hier in Wittlich heute so schlecht geht.“ 
Nach dem „Heimtückegesetz“ vom 1934 wurde Frau Hermkens vom Sondergericht Köln zu drei Monaten Gefängnis verurteilt, die sie in Trier verbüßen musste. Das Trierer Nationalblatt sprach hämisch von „verdientem Lohn“.

· Otto Ermann, Mitinhaber der „Ermin“, geriet im Frühjahr 1938 ins Visier der Gestapo Essen, nachdem er von einem unbekannten Briefschreiber wegen Spionageverdachts angezeigt worden war. Nach Verhaftung und Inhaftierung im berüchtigten Zuchthaus Görden/Brandenburg endet sein Leben Anfang 1943 in Auschwitz-Birkenau.

· Joseph Feiner, jüdischer Lehrer aus Wittlich und langjähriger Vorsitzender des reichsweiten jüdischen Lehrerverbandes, hatte sich im März 1938 in HH-Blankenese auf einer Parkbank mit einer früheren, nichtjüdischen Schülerin unterhalten und wurde von Nachbarn wegen „Rassenschande“ angezeigt. Der 72-jährige Feiner entzieht sich der drohenden Verhaftung durch die Gestapo noch am selben Abend durch Suizid. Feiner hatte in seiner Dachgeschosswohnung alle Gashähne aufgedreht und die Gestapo-Beamten fanden ihn in seinem Lesesessel. Damit fand das Leben eines Mannes sein Ende, der sich zeitlebens für eine deutsch-jüdische Symbiose eingesetzt hatte.
· Der Sprachlehrer Paul Hoenen aus Rheinberg wurde im März 1944 im Haus Ronde, als er seine Schwester besuchte – diese leitete beim Gut Ronde die Hauswirtschaft – von dem jungen Fähnrich Heinz Ronde und dessen Eltern angezeigt, weil er sich „defätistisch“ zum „Endsieg“ geäußert hatte und Auslands-Spionage betrieben habe – Hoenen wird noch am selben Abend verhaftet und Ende August 1944 vom Volksgerichtshof in Potsdam zu vier Jahren Zuchthaus verurteilt. Der von den Denunzianten erhobene Spionagevorwurf wurde sogar vom Volksgerichtshof als unbegründet zurückgewiesen, sonst wäre mit Sicherheit die Todesstrafe verhängt worden. Außerdem konnte Hoenens Anwalt Heim aus Trier nachweisen, dass vor allem Frau Ronde schon mehrfach wegen falscher Anschuldigungen in Erscheinung getreten war. 

Kurz vor Kriegsende wurde Paul Hoenen bei der Evakuierung des Arbeitshauses Kaltenstein-Vaihingen bei einem Fluchtversuch in Neckartenzlingen erschossen. Der Denunziant Karl-Heinz Ronde, nach dem Krieg Arzt in München, bleibt straffrei, weil das Trierer Landgericht darauf beharrte, Hoenen habe Landesverrat betrieben und dieser sei grundsätzlich zu ahnden (§ 139 Strafgesetzbuch) – damit habe der Fähnrich Ronde mit seiner Anzeige rechtmäßig gehandelt. Dieser Freispruch fand bundesweit Beachtung, das Urteil hatte für weitere Verfahren richtungsweisende Bedeutung, was zu heftigem Protest der NS-Opferverbände führte.
Einer der Hauptpeiniger von Paul Hoenen aus den Reihen der Wachmannschaften von Kaltenstein, Julius Boecherer, verbüßte später im Wittlicher Gefängnis eine Haftstrafe – verurteilt zu 11 Jahren. Er wurde nach vier Jahren von Ministerpräsident Altmeier begnadigt. Georg Schiessel, der Hoenen aus nächster Nähe erschossen hatte, war nach drei Jahren Haft ebenfalls wieder auf freiem Fuß. 
· Weitere Namen wären zu nennen: 
der Wittlicher Elektromeister Johann Jacoby, Mitbegründer der Wittlicher KPD und später SPD-Stadtverordneter, kam ins Moorlager Esterwegen. Der Zeitschriftenhändler und Parteigenosse Hilarius Mußweiler aus der Oberstraße war der Hauptdenunziant. 
Der Priester und geistliche Religionslehrer an der Cusanus-Schule, Peter Schneider, wurde wegen „judenfreundlicher Sätze“ in Predigten aus den Reihen von Gottesdienstbesuchern angezeigt und aus dem Schuldienst entlassen. 
Der junge Karl Schröder wurde 1939 wegen „Rundfunkverbrechens“ aus dem Kollegenkreis des Wittlicher Finanzamtes denunziert und verhaftet. Der Chef des Finanzamtes, Wilhelm Döring, war zwar ein hoch qualifizierter Verwaltungsfachmann, aber auch einer der fanatischsten Nazis in Wittlich, der sich nach 1945 in die britische Zone absetzte. Dort musste er kaum mit Belastungszeugnissen rechnen und Döring wurde als „Mitläufer“ entnazifiziert, so dass er bald schon wieder in Amt und Würden war, und zwar als Regierungsrat. Das Leben von Karl Schröder endete im April 1940 auf grausame Weise im KZ-Sachenhausen.

Wer wegen so genannter „Rundfunkverbrechen“ in der NS-Zeit inhaftiert worden war, konnte nach 1945 keinesfalls mit „Wiedergutmachung“ in Form von Haftentschädigung rechnen - Standard-Ablehnungsbegründung: „Das Abhören des Ausländersenders kann nicht als eindeutiger Beweis einer politischen Haltung des…/der… angesprochen werden.“ So etwa bei der von Nachbarn denunzierten Helene Göbel aus Traben-Trarbach, die 6 Monate Gestapohaft in Trier verbüßen musste.

Nun einige grundsätzliche Anmerkungen
zur Denunziation im „Dritten Reich“:

Es gab auch in der NS-Zeit trotz „Heimtückeverordnung“ (21.3.1933) und „Heimtückegesetz“ (20.12.1934) keine gesetzliche Vorschrift zur Denunziation – Reinhard Heydrich, Chef des Sicherheitsdienstes, konnte sich nie durchsetzen mit seiner Forderung nach einer gesetzlichen Anzeigepflicht.

Gleichwohl wurde von jedem „Volksgenossen“ erwartet, Nörgler, Miesmacher, Defätisten und so genannte „Volksschädlinge“ namhaft zu machen. Die NSDAP  sah in dieser Form der Denunziation eine „Treuepflicht gegen Volk und Führer“. In diesem Sinne agierten auch nachweisbar die Wittlicher NS-Funktionäre, wobei der SA Sturmbannführer Fritz Teusch sich wiederholt als Denunziant hervorgetan hat (Akten im NRW LA Duisburg, Sondergericht Köln).
Was auch heute nicht übersehen werden darf: Auch in der NS-Zeit gab es Handlungsspielräume und es lag im subjektiven Ermessen des Einzelnen, andere zu denunzieren oder dies zu unterlassen. Darüber hinaus hatte die Entscheidung des Denunzianten, bei welcher Stelle er Anzeige erstattete, erhebliche Konsequenzen für das weitere Schicksal des Angezeigten. Anzeigen bei Parteistellen (Ortsgruppenleiter, Kreisleiter) wurden häufig mit einer Ermahnung und Drohung erledigt, was wiederum das Ansehen dieser NS-Funktionäre im Volk erhöhte (Gefühl der Dankbarkeit bei den Angezeigten, spätere „Persilscheine“ für lokale NS-Funktionäre, z.B. PG Carl Schumacher, Lebensmittel) – Anzeigen direkt bei der Gestapo oder dem Sicherheitsdienst landeten in aller Regel vor einem NS-Sondergericht und zogen häufig Verurteilungen nach sich (vgl. Hermkens). 
Dass ihnen die Folgen für die Denunzierten nicht bewusst gewesen seien, gehörte nach 1945 zu den Standard-Rechtfertigungen, wenn sich frühere Denunzianten vor Gericht verantworten mussten. Je später die Anzeigen in der NS-Zeit erfolgten, umso unglaubwürdiger musste dieses behauptete Nicht-wissen-Können erscheinen, da das Regime Verfahren und Urteile gegen so genannte „Volksverräter“ auch auf der lokalen Ebene propagandistisch zur Abschreckung ausschlachtete. 

Auch in der NS-Zeit ist eine gewisse moralische Verurteilung der Denunziation nie ganz verschwunden, aber spätestens ab 1935 herrschte ein gesellschaftliches Klima „universaler Verdächtigkeit“, wodurch besonders die politische Denunziation gegenüber Andersdenkenden stark gefördert wurde.

Denunziation war ein wesentlicher Bestandteil des staatlichen Repressionssystems und die Gestapo war allein schon aufgrund ihrer schwachen Personalausstattung (K.S. Friedrich, K.S. Besser, K.I. Röttger, K.O.S. Veckenstädt, also 4 Beamte für Kreis Wittlich). 
Mythos von der „allgegenwärtigen Gestapo“, die auf Denunziation aus der Bevölkerung angewiesen war. Die Angst vor der Gestapo muss damals auch eine Angst vor den eigenen „Volksgenossen“ gewesen sein
Denunziation bedeutete aber auch die „Kleine Macht der Volksgenossen“ (Gisela Diewald-Kerkmann), suggerierte sie doch Teilhabe an der Macht. Nicht selten wurden durch Denunziation auch offene private Rechnungen zwischen Nachbarn „beglichen“ und Anzeigen von Parteigenossen gegenüber Parteigenossen waren keine Seltenheit. 
Dem NS-Regime gelang es in bestimmten Phasen, die Anzeigebereitschaft der Bevölkerung besonders zu aktivieren: Die meisten Anzeigen gegen Juden und politische Gegner stammen aus den Jahren 1935/36 („Judenfreund“ – Beitrag zur endgültigen Ausgrenzung der Juden aus der „Volksgemeinschaft“/ Gestapokartei Koblenz). 

Ein deutlicher Anstieg ist dann wieder für die Jahre 1942/1943 zu registrieren, als der Glaube an den „Endsieg“ am Schwinden war. Nach dem Attentat auf Hitler vom 20. Juli 1944 stieg vor allem die Zahl der Anzeigen wegen „Defätismus“ und „Wehrkraftzersetzung“.

Einen bestimmten Denunzianten-Typus konnte die Forschung nicht definieren. Es gibt lediglich bestimmte Hinweise: 

Zwischen Denunziant und Denunziertem herrschte ein deutliches soziales Gefälle (z.B. Vorgesetzter / Untergebener). 

Gegen die noch immer herrschende Meinung, Frauen (so genannte „Judasfrauen“) hätten besonders häufig denunziert, ist festzuhalten, dass lediglich 11 % der Denunziationen Frauen zuzuordnen sind. 

Die meisten Anzeigen wurden nicht anonym erstattet – man nannte ohne Scheu und Skrupel den eigenen Namen. 

Die Motivlage der Denunzianten ist breit: von purer Gehässigkeit, sozialem Neid bis zu grundsätzlichen Ressentiments und Vorurteilen und der festen Überzeugung, das NS-Regime stützen zu wollen.

Für das Regime selbst stellte die große Zahl der eher aus privaten Motiven erfolgten Anzeigen ein Problem dar: Zu offenkundig wurde dadurch die „Volksgemeinschafts-Ideologie“ als reine Propagandaphrase bloßgestellt. Man könnte auch sagen: 
Die politische Denunziation war gewollt, der Denunziant selbst, über dessen Motivlage man nie ganz sicher sein konnte, war aber eher unerwünscht.

Ahndung von Denunziation nach 1945
Nach 1945 kam es zu zahlreichen Anzeigen früherer Denunziationsopfer – noch im Zeitraum von 1950 bis 1958 entfallen mehr als ein Drittel der eingeleiteten NS-Verfahren auf den Komplex „Denunziation“. Sehr viele Angeklagte wurden aber freigesprochen oder die Verfahren wurden eingestellt, weil die Beweisführung sich als schwierig erwies (z.B. Verlust von Polizei- u. Gestapoakten).

Auch ging es um die grundsätzliche Frage, ob man jemanden dafür bestrafen dürfe, dass er Personen wegen in der NS-Zeit gesetzlich verbotener, „wahrer“ Tatbestände zur Anzeige gebracht hatte. Die deutsche Rechtsprechung war nach 1945 überwiegend davon überzeugt, dass das NS-Recht „richtiges Recht“ war, wenngleich es insbesondere durch die NS-Sondergerichtsbarkeit „missbraucht“ worden war. Dieser „Rechtspositivismus“ hatte erhebliche  Konsequenzen für alle NS-Verbrechensdelikte.

Deutsche Juristen sahen daher wegen des „Rückwirkungsverbotes“ (nulla poena sine lege – keine Strafe ohne Gesetz) vielfach Probleme, Denunziationsvorgänge überhaupt nach 1945 gerichtlich zu behandeln. 

. 
Durch das so genannte alliierte Kontrollratsgesetz vom 20. Dezember 1945, genauer gesagt den Artikel 10: „Verbrechen gegen die Menschlichkeit“, mussten deutsche Gerichte Denunziationsdelikte aber als „politische Verfolgungsdelikte“ behandeln. Mit Wegfall des Kontrollratsgesetzes im Sept. 1951  sank die Zahl der eingeleiteten Verfahren und damit der verurteilten früheren Denunzianten rapide. 
Dafür gab es noch andere Gründe:
Der Oberste Gerichtshof hatte nach 1951 hohe Hürden zur Bestrafung früherer Denunzianten gesetzt: Es sollten nur noch solche Denunziations-Taten geahndet werden, bei denen der Täter den Angezeigten bewusst der NS-Willkürherrschaft ausgesetzt hatte und es mussten auch unmenschliche Folgen (Misshandlungen, längere Haft) eingetreten sein. 
Außerdem musste für eine Verurteilung eine „ehrlose Gesinnung“ des früheren Denunzianten nachgewiesen werden.

Dazu abschließend ein Beispiel aus unserer Region.
Denunziations-Fall Heinrich Miesen_LHA Ko Best. 584,002_Nr.832

Der Trierer Oberstaatsanwalt leitete im August 1949 ein Ermittlungsverfahren gegen den Fuhrunternehmer Heinrich Miesen (geb. 9.11.1904 in Kinderbeuren, auch dort wohnhaft im Haus Nr. 66) ein wegen „Verbrechen gegen die Menschlichkeit“ (Kontrollratsgesetz Nr. 10, Landesverfügung RLP vom 10.6.49).

Denunziationsgeschichte

Laut Vernehmungsprotokoll vom 25.07.1940 des NS-Sondergerichts Koblenz hatte Miesen den bei der RAB als Arbeiter Zwangsverpflichteten Wilhelm Gefromm aus Dortmund (geb. 1907), von Beruf Artist, wegen staatsfeindlicher Äußerungen beim Gendar.-Posten Hasborn angezeigt. In der Gastwirtschaft Aumann in Greimerath hatte Gefromm bei einer Unterhaltung mit anderen Arbeitern und Gästen schon im alkoholisierten Zustand u.a. geäußert, er würde jeden erschießen, der ihn anzeigen und in ein Arbeitslager bringen würde. Die deutsche Führung müsse einschließlich des Führers erschossen werden und der Krieg dürfe nicht gewonnen werden. Er selbst sei Kommunist und bleibe es.
Fuhrunternehmer Miesen entgegnete, der Führer habe doch Großartiges geleistet. Es kommt zu einem Streit zwischen Gefromm und Miesen, der schließlich das Lokal verlässt mit der Bemerkung, er werde nun den Gefromm bei der Gend. Hasborn anzeigen, was er auch tut.

Gefromm hatte schon zuvor im Gasthaus „Waldschlösschen“ / Plein ebenfalls in ähnlicher Weise „politisiert“, wogegen die damalige Wirtin Katharina Berens (geb. 1896) eingeschritten war. Gefromm hatte in Plein gegenüber RAB-Arbeitern gesagt: 
„Ich bin ein Lump und Hitler ist auch ein Lump und wir verlieren den Krieg.“ Der anwesende Elektromeister Hermann Engel (Plein) erstattete Anzeige gegen Gefromm wegen defätistischer Äußerungen, und zwar bei der Polizei in Wittlich.

Das NS-Sondergericht verurteilte Gefromm wegen Verstoßes gegen das „Heimtückegesetz“ vom 20.12.1934 in zwei Fällen zu einem Jahr Gefängnis und Kostenübernahme des Verfahrens. Gefromm verbüßte diese Strafe vollständig im Gefängnis Lüttringhausen und wurde – vermutlich wegen weiterhin unterstellter „politischer Unzuverlässigkeit“ – ins KZ-Neuengamme bei Hamburg eingeliefert, wo er bis 12. April 1945 bleibt.

Der wegen Verkehrs- und Steuerdelikten mehrfach vorbestrafte Fuhrunternehmer Miesen wollte sich beim Prozess 1950 nicht erinnern, den Gefromm überhaupt angezeigt zu haben, was aber durch seine Unterschrift unter dem Hasborner-Anzeigenprotokoll leicht nachzuweisen war. 
Miesen selbst hält ein „solches Anzeigeverhalten für seine Person für unwahrscheinlich“ und gibt zu Protokoll: „Ich bin zwar im Jahre 1934 in die NSDAP eingetreten, war aber niemals im eigentlichen Sinne Nationalsozialist.“ Auch so ein Satz, wie er nach 1945 immer wieder von früheren Parteigenossen zu hören war.

Miesen kann einen „Persilschein“ des Pfarrers Kirchhoff (Kinderbeuren) vorlegen – demnach habe sich Miesen nicht als NS-Aktivist hervorgetan und sich während der NS-Zeit „kirchentreu“ gezeigt. Der Prior des Karmelitenklosters Springiersbach bescheinigt Miesen, er habe kostenlos Fuhrdienste geleistet beim Wiederaufbau der Klosterkirche ab 1940. 
Solche „Persilscheine“ aus Kirchenkreisen hatten nach 1945 ein hohes Gewicht – vgl. Wittlicher Dechant Thommes.

Das Urteil des Schöffengerichts beim Amtsgericht Wittlich vom 30. März 1950 hält zunächst fest: „Der Angeklagte wird wegen Verfolgung aus politischen Gründen gem. Art. II 1 c des Kontrollratsgesetzes Nr. 10 zu einem Jahr Gefängnis und der Übernahme der Verfahrenskosten verurteilt.“

Die Urteilsbegründung zeigt einiges Verständnis für den früheren Denunzianten:

Er habe „weniger aus politischen Beweggründen und gehässiger, d.h. ehrloser Gesinnung, als aus augenblicklicher Erregung heraus gehandelt.“, so das Fazit im Urteil. Diese Erregung sei auch auf „Alkoholgenuss zurückzuführen“ und werde verständlich, „wenn erwogen wird, dass sich der Vorfall zu einer Zeit ereignete, als die meisten Deutschen noch von einem Endsieg überzeugt waren und glaubten, ein Verlust (sic!) des Krieges müsse unabsehbares Unheil bringen.“ 
Das Urteil betonte allerdings auch, der Angeklagte Miesen habe den Gefromm in „schwerstes Unglück gestürzt“. Dass Wilhelm Gefromm die lange KZ-Haft überstanden hat, war in der Tat keine Selbstverständlichkeit.
Weil eine „ehrlose Gesinnung“ bei Miesen nicht angenommen wurde und die verordnete Haftstrafe nur ein Jahr betrug, kam der Straferlass durch Straffreiheitsgesetz vom 31.12.1949 in Anschlag – verbunden mit einer Bewährungsfrist von drei Jahren. (erste Gesetz und erste Amnestie der ersten Adenauerregierung).

Der Oberstaatsanwalt Trier teilte der Generalstaatsanwaltschaft Koblenz am 2.9.1950 mit: „Das Urteil vom 30.3.1950 ist rechtskräftig. Die Strafe ist gemäß § 2 Abs. 2 des Straffreiheitsgesetzes vom 31.12.49 bis zum 15.9.1952 bedingt zu erlassen.“

Das Verfahren gegen Miesen wäre ein Jahr später nach Wegfall des Kontrollratsgesetzes Nr. 10 im September 1951 erst gar nicht mehr eröffnet worden. Zu diesem Zeitpunkt herrschte in der BRD ein gewaltiges „Gnadenfieber“ und eine in großen Teilen der Bevölkerung verbreitete „Schlussstrichmentalität, so dass der Ermittlungseifer der Justiz gering war und sehr viele NS-Täter straffrei blieben, was auch mit dem Mitwirken von Laienrichtern bei Schöffengerichten zu erklären ist – wie hier im Fall Miesen. 
Von Hunderttausenden NS-Tätern hatte die westdeutsche Justiz rund 6.500 verurteilt, wobei viele Urteile angesichts der Verbrechen sehr milde ausgefallen waren. 

Dieses Versagen der deutschen Nachkriegs-Justiz kann auch nicht korrigiert werden, wenn in jüngster Gegenwart frühere SS-Aufseher wie Gröning u.a. im hohen Alter vor Gericht gestellt werden.
Gestatten Sie mir abschließend noch eine grundsätzliche Anmerkung. 
Ich werde schon mal gefragt, welchen Sinn das „Stochern“ in der NS-Vergangenheit heute noch macht.

Mir geht es mit Blick auf heute vor allem um die Frage, wann verändern sich demokratische Strukturen und Werte. 

· Meinen türkischstämmigen Schülern habe ich mehrfach gesagt, dass in einem Staat, der ein Rechtsstaat bleiben will, der öffentliche Aufruf einer Regierung zur Denunziation von Regierungskritikern Zeichen dafür ist, dass etwas arg faul ist und darüber darf auch keine noch so große Erdogan-Begeisterung hinwegtäuschen – auch nicht, dass demokratische Grundrechte in der Türkei nicht erst seit dem gescheiterten Putschversuch mit Füßen getreten werden. 
· Nicht weniger irritierend empfinde ich es, wenn deutschstämmige Schüler nicht in der Lage sind (sofern sie es überhaupt mitbekommen haben), die  platten Versuche von AFD-Frontfrau Frauke Petry, den Begriff „völkisch“ wieder salonfähig zu machen, historisch einordnen können. Es gibt im rechten Lager deutliche Kontinuitäten: 2006 plädierte der damalige NPD-Vorsitzende Pastörs dafür, Hitler „neutral zu interpretieren“. 
· Diese Schülerinnen und Schüler und wir alle können die Anfangsjahre der NS-Diktatur als lehrreiche Geschichts-Lektion für die Gegenwart begreifen.
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